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Vorwort



Bestätigend zu meiner Veröffentlichung von 2015 über "Heimliche Überwachung und Strahlenfolter durch Geheimdienste", sind inzwischen weitere Enthüllungen zu diesem brisanten Themenbereich erschienen. So von Felicitas Klara Hope "Blitzlicht auf vertuschte Verbrechen", woraus hervorgeht welch ungeahnten Möglichkeiten zur Manipulation den Tätern mit Energiewaffen zur Verfügung stehen. Man kann eine Hi-Fi-Sprache erzeugen - Suggestionen übermitteln -und Muskelbewegungen steuern, so die US Air Force.


Diese Waffen werden auch in Europa erprobt. Die Opfer geheimer Experimente heute werden meist so massiv gefoltert, dass Invalität und früher Tod drohen.


Auch der Autor Wolf Wetzel befasst sich mit drei zusammenhängenden Strängen untergründiger Staatsaktivitäten. Der erste handelt von der Aufrüstung im Inneren. Der zweite befasst sich mit totaler Erfassung und Überwachung der eigenen Bevölkerung, oszillierend -zwischen Leugnung und Legalisierung dieser illegalen Praxis. Der dritte mit dem staatlichen Untergrund verfolgt die Spur des NSU.


Die Regierung weiß angeblich nichts, kennt weder die Geheimverträge mit US-Spionage-Firmen, noch die Spähprogramme, die die US-Regierung weltweit einsetzt und die auch deutsche Geheimdienste benutzen.


Diese ergänzende Veröffentlichung zeigt zusammenhängende Entwicklungen in der Weltpolitik mit geostrategischen Absichten auf.
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Zu den Vorgängen bezüglich der Geheimdienste will ich auf einige Ausschnitte des Buches "DER RECHTSSTAAT IM UNTERGRUND" von Wolf Wetzel, Vorstandsmitglied von Business Crime Control e.V. hinweisen.


Seite →, Die Totalüberwachung und die total Ahnungslosen


Die Regierung weiß nichts, kennt weder die Geheimverträge mit US-Spionage-Firmen, noch die Spähprogramme, die die US-Regierung weltweit einsetzt und die auch deutsche Geheimdienste benutzen.


In Deutschland will uns die Regierung - die ansonsten ahnungslos ist - vor wahlweise fünf oder sechs Anschlägen geschützt haben. Sind wir eimal so naiv, und glauben ihr das - ohne jeden Beweis.


Warum sagt dann diese Bundesregierung nicht im selben Atemzug, dass diese Überwachungsprogramme einen großen Anteil daran hatten und haben, dass die US-Regierung weltweit "Zielpersonen" entführt und foltern lässt?


Seite 128, Haben sich die Geheimdienste verselbstständigt?


In vielen Analysen wird die Rolle der Geheimdienste, also des BND, des Verfassungsschutzes und des Militärischen Abschirmdienstes (MAD), als wesentliche Ursache für die Nichtverfolgung des NSU, für die fortgesetzte Weigerung, die Terror- und Mordserie des NSU aufzuklären, verantwortlich gemacht. Diese Einschätzung wird durch zahlreiche Belege gestützt. Es ist belegt, dass zahlreiche V-Männer des Verfassungsschutzes beim Aufbau eines neonazistischen Untergrundes beteiligt waren, also zur Konstituierung einer terroristischen Vereinigung beigetragen haben, Anstatt neonazistische Straftaten (in der Vorbereitung) zu verhindern, haben sie nachweislich dafür gesorgt, dass sie begangen werden konnten.


So stellt sich doch die Frage, ob der Verfassungsschutz eigenmächtig also ohne Zustimmung der übergeordneten Instanzen, jenseits parlamentarischer Kontrollgremien (Parlamentarisches Kontrollgremium im Bundestag, G-10-Ausschüsse) gehandelt hat.


Wenn es um nationale Belange geht, hat das Bundeskanzleramt die Dienstaufsicht über Verfassungsschutz und BND. Gibt es auf Länderebene einen - konstitutionell gewollten - Konflikt zwischen Polizei und Geheimdienstinteressen, entscheidet das Innenministerium.


Zu den Flüchtlings-Bleibeperspektiven sagte Angela Merkel: "Ich möchte jetzt sozusagen nicht alle Folterinstrumente nach außen zeigen; wir wollen kameradschaftlich zu einer Lösung kommen."
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»Die beste Friedenssicherung in Europa besteht nicht in einer einheitlichen Währung, sondern in der Sicherung der entstandenen Demokratien und in der Wandlung der noch bestehenden Diktaturen in Demokratien.«


Hans-Olaf Henkel • Joachim Starbatty


»Sind die Deutschen verrückt?« Diese Frage stellte die Wochenzeitung DIE ZEIT Anfang des Jahres in einer Titelüberschrift zur Flüchtlingspolitik der Bundesregierung. Hans-Olaf Henkel und Joachim Starbatty zeigen in ihrer scharfen Analyse die vorherrschende Tendenz Merkel‘-scher Politik auf, alles und alle retten zu wollen, und geben in ihrem neuen Buch die Antwort: »Deutschland gehört auf die Couch!«


Als Grundlage dieser Politik konstatieren die beiden Autoren ein schwaches Selbstwertgefühl und ein »Helfersyndrom« deutscher Eliten, zurückführbar auf die im deutschen Namen begangenen Untaten des Naziregimes. Henkel und Starbatty plädieren dafür, dass Deutschland seine. Schuldgefühle schnellstens durch Verantwortung und seine Gesinnungsethik durch eine Verantwortungsethik ersetzt. Henkel argumentiert aus der Sicht eines internationalen-Managers, Starbatty mit der Kompetenz eines renommierten Wissenschaftlers. Ihr Urteil über die Aktivitäten Angela Merkels ist vernichtend: »Ihre Politik ist nichts anderes als deutsche Selbstbeschädigung.«
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Fax: +49 30 227-30012
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Eingabe gemäß § 8 Abs. 2 Kontrollgremiumgesetz (PKGrG)


Sehr geehrter Herr Kutza,


den Eingang Ihres Schreibens vom 9. September 2015 an das Parlamentarische Kontrollgremium bestätige ich Ihnen.


Aus Ihrer umfangreichen Dokumentation unter dem Titel „Heimliche Überwachung und Strahlenfolter durch Geheimdienste“ lese ich Ihre Belastungen durch fortlaufend von Ihnen wahrgenommene Eingriffe in Ihren privaten Lebensbereich und Angriffe auf Ihre körperliche Integrität mittels Strahlen- und Mikrowellenexpositionen heraus. Sie vermuten darin angebliche Aktivitäten der Nachrichtendienste des Bundes und bitten insoweit das Parlamentarische Kontrollgremium um Prüfung.


Zunächst möchte ich Ihnen den Aufgabenbereich des Parlamentarischen Kontrollgremiums erläutern: Dem Gremium obliegt die Aufgabe, die bundesdeutschen Nachrichtendienste zu kontrollieren. Im Mittelpunkt der Kontrolle steht dabei die Frage, ob die Nachrichtendienste des Bundes (Bundesamt für Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst, Militärischer Abschirmdienst) ihre Aufgaben, nämlich die Sammlung und Auswertung von Informationen über extremistische, geheimdienstliche oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährdende Bestrebungen, fach- und sachgerecht wahrnehmen. Die Kontrolle erfolgt durch die Unterrichtung der Bundesregierung über die allgemeine Tätigkeit dieser Behörden und Vorgänge von besonderer Bedeutung.


Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern können dem Gremium nach § 8 Absatz 2 Kontrollgremiumgesetz zur Kenntnis gegeben werden. Diese Eingaben bieten dem Gremium eine zusätzliche Gelegenheit, möglicherweise auftretenden Missständen nachzugehen. So wird auch Ihre Zuschrift den Mitgliedern des Parlamentarischen Kontrollgremiums zur Kenntnis gegeben. Allerdings unterliegen die Beratungen des Gremiums einer strikten Geheimhaltung. Ich bitte Sie daher um Verständnis, dass zu den Ergebnissen der Beratungen keine Auskünfte geben werden dürfen.


Ich möchte Sie aber dahingehend beruhigen, dass die bundesdeutschen Nachrichtendienste einen wichtigen Beitrag zur Gewährung der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger Deutschlands leisten. Sie sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben streng an Recht und Gesetz gebunden. Jede Abweichung von diesem engen gesetzlichen Rahmen würde eine umfassende parlamentarische Prüfung und eingehende Untersuchungen nach sich ziehen.


Mit freundlichen Grüßen
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Kathmann


Wolf Wetzel, seit 2011 Vorstandsmitglied von Business Crime Control belegt in seinem Buch - Der Rechtsstaat im Untergrund - Big Brother, der NSU-Komplex, die totale Erfassung und Überwachung der eigenen Bevölkerung. Es verbrennen Akten und sterben Zeugen.


Dreizehn Jahre lang konnten nach offizieller Version Neonazis unerkannt morden. Wer hat Gladio in Deutschland politisch gewollt und -operativ umgesetzt, wenn man von der Annahme ausgeht, dass diese Allianz von Neonazis und Staat ohne eine parlamentarische Beteiligung respektive Kontrolle geschmiedet wurde?


Wer entscheidet darüber, dass sich deutsche Behörden an staaterroristischen Operationen der US-Regierung beteiligen? Wo wird die politische Zustimmung zur Totalüberwachung der Bürgerinnen durch US-amerikanische und britische Geheimdienste umgestzt? Wo wird die operative Zusammenarbeit mit befreundeten Geheindiensten geleitet - wenn wir davon ausgehen, dass die Bundesrepublik Deutschland nicht Opfer "fremder Mächte" ist, sondern in die Nutzung und Optimierung solcher Technologien und der dabei gewonnen Erkenntnisse eingebunden ist?


Die Bundesanwaltschaft hatte zwar nach eigenen Angaben im Juni 2013 - "einen Prüfvorgang angelegt", lehnte es aber schlicht ab, ein Ermittlungsverfahren gegen US-Regierungsstellen einzuleiten, um die illegale Praxis der Überwachung auf deutschem Boden strafrechtlich zu verfolgen.


Die verantwortliche Stelle, an der Entscheidungen über Operationen und Kooperationen von Geheimdiensten getroffen werden, ist das Bundeskanzleramt. Auch dort sind Kompetenzen und Zuständigkeiten klar geregelet: Geleitet wird das Bundeskanzleramt von einem Chef. Der Inlands- und Auslandsgeheimdienst (VS/BND) wird vom Beauftragten für Nachrichtendienste, dem Geheimdienstkoordinator der Bundesregierung, geführt. Für den BND gibt es eine eigene "Fachaufsicht" im Bundeskanzleramt. Sie unterstehen alle direkt der jeweils amtierenden Bundesregierung.


Verfassungsrechtlich hätten parlamentarische Kontrollgremien die Rechtmäßigkeit dieses Gladio-Programmes überprüfen müssen. Wenn sie damit betraut gewesen waren, haben sie sich zu Komplizen eines Verfassungsbruches gemacht. Wenn sie übergangen worden sind, schweigen sie bis heute über diesen institutionellen Rechtbruch.


Tatsache ist, dass Geheimdienste und Regierungsparteien ein gemeinsames Interesse daran haben, dass das, was im schlimmsten Fall als Skandal öffentlich wird, weiterhin geschieht, und zwar so, dass sich am Ende die Zuständigen ihre Hände in Unwissenheit waschen und Geheimdienste -freie Hand bei dem haben, was einen Verfassungsbruch darstellt.


Verfassungsbruch durch Regierung und Parlamentarisches Kontrollgremium bezüglich totaler Überwachung und Strahlenschädigung!!


Wie von Wolf Wetzel beschrieben, scheint es das sich die Geheimdienste als ein Abgrund an geheimen Parallelstrukturen im Staat rechtlich etablieren.


Die deutschen Regierungen sind nicht Opfer, sondern integraler Bestandteil dieses totalitären Überwachungssystems. Wenn dies nicht zufällig, beliebig und ganz spontan geschieht, dann muss man systemische Fragen stellen, Fragen staatstheoretischer Art.


Verändern Praktiken, die man einer Diktatur zuweist, die Verfasstheit unseres Landes? Bereits Anfang Mai 2015 ging das Magazin Der Spiegel diesem Thema nach. Auf dem Cover: "Der Verrat: BND und Bundesregierung gegen deutsche Interessen". Das Titelbild zeigt ein 'Trio': Bundeskanzlerin Angela Merkel, BND-Chef Gerhard Schindler und Innenminister Thomas de Maiziere.


Gegenstand dieser publizistischen Anzeige war und ist der Umstand, dass dieses 'Trio' maßgeblich dazu beigetragen hat dass mit unseren Freunden, gemeinsam, global und verdachtsfrei die Totalüberwachung betrieben wurde und wird.


Tatsächlich handelt es sich bei dem, was mit dem Namen 'parlamentarisches Kontrollgremium' (PKGr) bezeichnet wird, um eine Farce. Dieses setzt sich aus sage und schreibe neun Bundestagsmitgliedern zusammen, wobei entsprechend des Proporzes die Mehrheit derer, die Regierungshandeln kontrollieren sollen, selbst Teil der Regierung sind. Die rechtlichen Möglichkeiten des PKGr sind bewußt so gehalten, dass die Geheimdienste lediglich angewiesen sind, über "besondere Vorkommnisse" zu berichten.


Wann ein Ereignis, eine Operation "besonders" ist, bestimmen die Geheimdienste selbst!


Diese Ohnmächtigkeit, dieser organisierte Wille zur Nichtkontrolle ist weder neu, noch ein besonders gehütetes Geheimnis. Sie ist so gewollt, sie wird noch von jeder Bundesregierung, in welcher politischen Konstellation auch immer, fortgeführt, gepflegt und zementiert. Wenn der Unwille zur parlamentarischen und politischen Kontrolle der Geheimdienste von Anbeginn nicht vorhanden war, wenn kein Skandal daran etwas ändert, handelt es sich um einen staatseigenen Untergrund, eine politisch gewollte Praxis.


Zur Gegenwartsgesellschaft mit wesentlichen Auszügen aus "Blitzlicht auf vertuschte Verbrechen" von Felicitas Klara Hope, deren Wunsch es ist, mit ihrer Veröffentlichung dazu beizutragen, Licht in das Dunkel menschenverachtender Folter mit Elektrowaffen zu bringen.


Hierzu stelle ich fest das sich die Gegenwartsgesellschaft vorwiegend um die Rettung des Bankgewerbes, den Militärisch-Industriellen-Komplex und um die Sicherung von Rohstoffen und Absatzmärkten kümmert, wozu auch die sämtlichen hier genannten kriminellen Praktiken beitragen. Was sich gerne als westliche Wertegemeinschaft versteht, ob legal oder illegal scheint überhaupt keine Rolle mehr zu spielen, wo doch schon 2001 in New Yorck auch das kleinere Gebäude (Haus 7) etwa 177m hoch -ohne Flugzeug-Crash zusammenstürzte und ebenso pulverisiert wurde.


Nicht nur auf militärischem Gebiet eröffnen Energiewaffen ungeahnte Möglichkeiten. Man werde eine Hi-Fi-Sprache erzeugen, Erinnerungsbilder schaffen und löschen, Suggestionen übermitteln und Muskelbewegungen steuern, so die US Air Force.


Diese Waffen werden auch in Europa erprobt. Die Opfer geheimer Experimente heute werden meist so massiv gefoltert, dass Invalidität und Tod drohen. Sie bezeugen außerdem den Zugriff auf das Unterbewusstsein im Schlaf, die schleichende Schädigung des Gedächtnisses und die allmähliche Zermürbung der Persönlichkeit.


Es ist kein Geheimnis mehr, dass die USA diese Waffen bei außenpolitischen Konflikten einsetzen. Dass in vielen Ländern harmlose Durchschnittsbürger Opfer heimlicher Langzeit-Experimente mit Energiewaffen sind, ist hingegen kaum bekannt.


In Österreich, in der Schweiz und in Deutschland sind etwa tausend Betroffene bekannt, die oft seit mehr als zehn Jahren diesen anonymen Attacken ausgesetzt sind. In ihren Erfahrungen berichten sie über physische Gebrechen, die von außen verursacht werden, über Eingriffe in den natürlichen Schlafrhythmus, über gezielte Schmerzufügung, künstlich induzierte Stimmen etc.


Diese verbrecherischen Übergriffe sind Teil der Bewußtseinskontrollprogramme, die im militärisch-geheimdienstlichen Bereich entstanden sind. Die Hämatome, die der Autor Peter Kutza auf Fotos festgehalten hat, vermitteln ein klares Bild von der Stärke der Waffen. Zweifellos hinterlassen Schläge die mit einer derartigen Vehemenz versetzt werden, nicht nur Spuren auf der Haut, sondern verursachen auch innere Blutungen und Verletzungen der Organe.


Analyse, Stöße, Schläge, Druck: Dies bezeugen alle Betroffenen. Alle leiden unter Bewegungsunsicherheiten und Gehproblemen. Dieses Handycap ist nicht allein auf die Missachtung der Extremitäten, sondern auch auf die Erschütterung der entsprechenden Hirnarale zurückzuführen.


Bewegungseinschränkungen bedeuten immer auch Verlußt von Lebensqualität: "Verhornte Fußsohlen eine Einschränkung des Tastgefühls. Daher schwerer, unsicherer Gang". Schmerz wird ein ständiger Begleiter.


Hierzu mein eigenes Beispiel, als ich am 24.3.2016 mich zur Fußpflege begab, konnte die Fußpflegerin eine zunehmende Verhornung der Fußsohlen bestätigen, wie auch die monatelangen Verbrennungen an meinen Schienbeinen. Es stellt sich seit langem auch immer wieder Taubheitsgefühl an verschiedenen Gliedmaßen, wie den Fingern aber insbesondere an den Oberschenkeln, wie nach Durchblutungsstörungen ein, welcheslänger anhält.


Die Täter begnügen sich nicht damit, physische Verletzungen zuzufügen. Sie zielen auch auf die Hirnareale und auf das Zusammenspiel der beiden Hemisphären ab. Viele der Geschädigten mit Hautproblemen zu kämpfen, die durch Einschüsse ausgelöst werden. Warum verletzt man die Haut? Will man Ekzeme, Vergiftungen und Hautkrebs verursachen oder experimentiert man mit Parasiten und Morgellonen?


Analyse: Stressfaktoren


Den Tätern geht es um eine Häufung von Stressfaktoren der Betroffenen. Warum? Die Neurowissenschaftler haben nachgewiesen, dass chronische - Stresszustände verheerende gesundheitliche Auswirkungen haben. Der Körper schaltet um auf Extremsituationen. Das Herz schlägt schneller, der Blutdruck steigt, Cortisol und Adrenalin werden ausgeschüttet. Stresshormone im Blut verhindern die Aktivierung komplexer Hirnfunktionen.

OEBPS/Images/image02.jpg
Grundrechte
201

Zur Lage der Biirger- und

Herausgeber:
T. Miiller-Heidelberg, E. Steven, M. Pelzer, M. Heiming,
H. Fechner, R. Gossner, H. Niehaus, K. Mittel

Report

Menschenrechte in Deutschland

Udo Kauf§

Verfassungsschutz in flagranti erwischt!

Bis 1999 gab s keine gerichtliche Kontrolle der Geheimdiens-
te, kein Beamter des Verfassungsschutzes musste Gerichten
Frage und Antwort stehen, wenn der Innenminister dies nich
durch Erteilung ciner Aussagegenchmigung erlaubt hatte.
Warde diese versagt, war hier der Rechtsstaat zu Ende.

Das Bundesverfassungsgericht hielt den generellen Aus-

schluss jeglicher her Kontrolle der Geh fir
bar mit dem rhiirgten Recht auf
Kontrolle ( cht in Art.19

Abs. 4 GG - Entscheidung v. 27. 10.1999, 1 BvR 385/99). Dem
folgte der Gesetzgeber im Jahr 2001 mit der Einfithrung von
besonderen Fachsenaten bei den obersten Verwaltungsgerich-
ten der Linder und dem Bundesverwalrungsgericht (BVerwG).
Scither miissen auch die Geheimdienste die vollstandlgen Ak-
‘ten cines konkreten Falles dicsen
vorlegen, wenn ein Verwaltungsgericht (VG) “ich sonst nicht
in der Lage sicht, iiber die RechtmiBigkeit geheimdienstlichen
Handelns zu befinden (§ 99 Abs.2 VwGO).

Die Fachsenate berpritfen nun - »in camera« = im Kém-
merchen - in geheimer Sitzung, ob dic Verweigerung der Ak-
tenvorlage an das VG durch einen der (zahlreichen) geseral-
chen Aussch 1 ist. Das und
Neue ist: Diese Fachscnate konnen als cinzige Institution au-
Rerhalb der Dienste dic Vorlage der bisher zuriickgehaltenen
Akeenteile anordnen, wenn sic, nun in Kennenis der Akten,
nicht den Geheimhaltungsszenaricn der Dienste folgen. Und
diese miissen akzepticren, dass cs nun immerhin eine gerichtli-
che Instanz gibr, die die Akeen ein -
stindig in Augenschein nehmen darf.
Die Erfahrungen nach 15 Jahren neuer Rechrslage sind
durchweg erniichternd. Dem Autor ist kein Fall bekanat, in
dem die Fachsenate wirklich essentielle neue Fakten haben be-
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Gang-Stalking und
Strahlenfolter

Am 1. und 2. Oktober 2015 fand in Berlin die zweite internationale Konferenz
zur verdeckten Beldstigung von Zivilisten statt. Es trafen sich dort Menschen
aus der ganzen Welt, die sich als Opfer von heimlichem Stalking und
unsichtbarer Folter sehen. Fachleute berichteten Uber den Einsatz
elektromagnetischer Waffen und Technologien zur Gedanken- und

x Geftihlskontrolle. Harald Brems, der unter den Organisatoren des Kongresses
war und im Internet Gber die Zusammenhange informiert,
gibt einen Einblick in einen Schattenbereich unserer Gesellschaft.

s war circa 20 Minuten nach
acht Uhr morgens, als ich vor
der Forum Factory in Ber-

lin stand und auf meine Verabredung
wartete. Es standen ziemlich viele
Menschen vor dem Gebéiude herum,
doch die meisten sahen nicht so aus als
wollten sie wie ich zur Konferenz ge-
hen. Im Gebiude war eine Schule fiir
Erwachsenenbildung untergebracht
und die meisten Leute vor dem Haus
schienen irgendwie dorthin zu geho-
ren. Eine Kleinere Gruppe von drei
Leuten, die auf eifiem Steinsockel sa,
erregte meine Aufmerksamkeit. Ein

Mann und zwei Frauen hatten es sich
auf einer Art Betonsockel gemiitlich ge-
macht, und schienen auf etwas zu war-
ten. Sie hatten eine Menge Taschen
und Ruckséicke dabei, was fiir Schii-
ler etwas ungewdhulich war. Tch ging
auf sie zu und fragte, ob sie zur Konfe-
renz wolltén. Als sie mir etwas Unver-
standliches auf Italienisch antworteten,
fragte ich auf Englisch, ob sie etwas
mit ,electromagnetic torture” (elektro-
‘magnetischer Folter) zu tun hatten. Sie
bejahten, und gaben in gebrochenem
Englisch an, zur Konferenz zu wollen.
Sie hatten den weiten Weg atis Ttalien

Abseits von medialer Berichterstattung
und offentlicher Aufmerksamkeit findet ein
Krieg gegen Einzelpersonen statt.

84 raum&zeit 1992016

Von Harald Brems, Berlin

gemacht, um an der Covert Harass-
ment Conference 2015 teilzunehmen.
Ich staunte fiber den weiten Fahrtweg
und unterhielt mich sehr nett mit den
Italienern, Trgendwann sah ich mei-
ne Bekannten, mit denen ich verabre-
det war, und ging mit ihnen in das Ge-
biiude: Spiter stellte sich heraus, dass
die Italiener bei weitem nicht den wei-
testen Weg hinter sich hatten.

Weltweiter Krieg gegen
Einzelpersonen

An die 140 Menschen hatten in dem
Saal Platz genommen, als um 9.30 Uhr
das Organisationsteam auf die Biih-
ne trat. Peter Mooring, der Hauptver-
anstalter, begriifite die Géste und stell-
te das Team, zu dem auch ich gehbrte,
vor. Dann hielt er den ersten kurzen
Vortrag zur Einfithrung, Er wies auf dic .
Situation der TIs (TI= Targeted Indivi-
dual = Zielperson) in Europa hin und
exklirte die Formen der heimlichen
Verfolgung und Folter von Bilrgerlnnen
‘weltweit. Abseits von medialer Bericht-
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kannt werden lassen. Jiingstes Beispiel: Der Verwaltungsge-
richtshof fiir Baden-Wiirttemberg entschied am 26. Mérz 2015
(Az.14 S 310/15) in einem Fall, dass dort auf etwa 700 um-

Verfassungsschutz in flagranti erwischt!

den waren, wie dies der Kliger vermutet bzw. befiirchret hatte.
Das BVcrwG hat dxescs auf \

g des Kligers ange-
Tegie

“und des

Fanglichst 5o »geheime« Inf
nen wie dic Namen zweicr friiherer Justizminister des Landes
wieder entschwirzt und damit offenbart werden sollten.

deckt auf:
téuscht Verwaltungsgericht

Immerhin gelang jetz¢ in einem Fall die Offenbarung einer
ganz unverfrorenen Datenverschleierung. Ein Kliger, der als
Computerfachmann iiber zehn Jahre im sicherheitsgepriiften
Bereich gearbeitet hatte, hatte die Richtigkeit der vom Bundes-
amt fir Verfassungsschutz (BfV) im Jahre 2011 erteilten
schriftlichen Auskunft bezweifelt, dass aber die

BMT nicht mitgemacht un
NADIS-Ausdrucks angeordnet.

ungeschwarzten

Erfreuliche Klarstellungen des
Bundesverwaltungsgerichts

Das BVerwG hat Klargestells, dass cine Finstufung eines
NADIS-Ausdrucks als »VS-NfD« (Verschlusssache-nur fiir den
Dienstgebrauch) fiir sich ohne Bedeutung ist und es vielmehr
dasau ankomme, ob tatsichlich und aktuell noch cine Ge-

| und »Der
i Senat hat den NADIS-Ausdruck im Original in Augenschein
! und festgestellt, dass die ie sich un-

2u seinen zwei Sicherheitsiiberpritfungen hinaus keine weiteren
Daten zu seiner Person im Nachrichtendienstlichen Informati-
onssystem (NADIS) gespeichert seien. Mit seiner Klage ver-
langte er vollstindige Auskunft ber die zu ihm gespeicherten
Daten. Das zustindige VG Koln gab dem BEV auf, den bisher
verweigerten NADIS-Ausdruck zur Person des Kligers vorzu-
legen. Das BfV legte dem VG cinen geschwirzten NADIS-Aus-
druck zusammen mit ciner Sperrerklirung des Bundesinnen-
ministeriums (BMI) vor. Begriindung der Schwarzung: Das
Bekanntwerden der geschwirzten Informationen bereite dem
Wohl des Bundes oder eines Landes Nacheeile bzw. der Vor-
gang misse nach cinem Geserz oder seinem Wesen nach ge-
heim gehalren werden (§ 991 VwGO). Dieser Ausdruck war
genau an der Stelle geschwirzt, wo tblicherweise die Hinweise
auf de Sicherh sind.

Das vom VG angerufene BVerwG hat — in camera — das
Geheimnis der Schwirzungen gelifret und zu aller Erstaunen
festgestellt, dass dort gar nichts zu verdecken war. Offensicht-
lich sollte dem VG — und dem Klager ~ dic Tatsache weiterer

Speicherungen suggeriert werden, obwohl das Amt gar nichts
isher den Kliger gespeichere harte und auch keine Hinveise
auf Sp vorhan-

terhalb der zwei offen gelegten Akrenzeichen befinder, keine
geheimhaltungsbedirftigen Informationen betrifft, sondern le-
diglich an dieser Stelle cin leeres Blatt verdeckts. Das BMI
»bleibt eine Erklarung dafir schuldig, warum der Umstand,
dass im NADIS-Ausdruck keine ber dic erfolgte Offenlegung
hinausgehenden Erkennnisse zur Person des Kligers doku-
‘mentiert sind, Riickschliisse auf »aus operativer Sicht empfind-
liche Informationent erlaubt. Bei ciner Offenlegung erfahrt der
Kliiger lediglich, dass im NADIS-Ausdruck keine weiteren Ver-
fahren aufgefihre sind. Ein dariiber hinausgehender Erkennt-
nisgewinn ist damit nicht verbunden. «

Der Vorgang offenbart, wic die Geheimdienste ihre Geheim-
haltungsinteressen auch heute noch verstehen. Jeder Schrite zu
mehr Transparens muss mihevoll erkimpt werden. Gesctzli-

che - zum he des Biir-
gers und zum In-camera-Verfahren — werden durch die Ge-
und ihre hier das BMI,

konterkariert - und sci cs nur zu dem einzigen in diesem Fall
ersichdlichen Zweck, bei dem betroffenen Biirger Angst und
Unsicherheit 7u erzeugen.
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ihre Hinde im Bad der Unwissenheit waschen konnen und Geheim-
dienste freie Hand bei dem haben, was aufgrund der Verfasstheit der
D ein darstellt: Bruch na-
tionaler und i i i il an schweren
Verbrechen, Kriegshandlungen usw.
Dass seit Jahrzehnten immer wieder etwas als Skandal verhan-
delt wird, was kontinuierliche Praxis von Geheimdienstes ist, ist kein
Skandal, sondern eine gewollte Praxis aller (wechselnden) Regie-

die die setzen, inner-
halb derer Geheimdienste operieren und die die Verantwortung dafiir
tragen, dass Kontrollausschiisse gerade nicht erfabren (sollen), womit
die Geheimdienste beauftragt wurden. Im Erfolgsfall ist dies ausge-
zeichnete D im Rahmen

tunge, im schlechtesten Fall gerieren sie sich als Opfer.

Bundesanwaltschaft richtet eine strafverfolgungs- und
rechtsfreie Zone fiir (befreundete) Geheimdienste ein

Im Februar 2014 reichten mehrere Organisationen Strafanzeige gegen

Mitglieder US-amerikanischer und britischer Nachrich-
tendienste ein. Zu den Klagestellernnen gehorten der Chaos Com-
puter Club (CCC), Digitalcourage e. V., die Internationale Liga fiir

sowie weitere O isati ung

Grundlage diese Klage waren die zahlreichen als geheim Klassi-
fizierten Dokumente, die im Zuge der NSA-Affire verffentlicht
warden und sich zum groBten Teil auf jene Dokumente stiitzen, die
Edward Snowden der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt hatte. Im
Wesentlichen stiitzt sich die Anzeige auf Dokumente, die das Ausspi-
hen des Hzmdy: von Bundeskanzlerin Angela Merkel betsfh, als auch
das von iiten weiterer Politiker
und Parlamentarier.

Dass diese Dokumente echt sind, bezweifelt kaum jemand, nicht
einmal der NSA, der deshalb auch ein Verfahren gegen Edward
Snowden wegen Geheimnisverrats angestrengt hat.
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Mit dieser Anzeige war und ist die Hoffnung verbunden, dass
Staatsanwilte das machen, wozu sie von Amts wegen verpflichtet sind:
Straftaten nachzugehen, von denen sie selbst Kenntnis erhalten haben
und an deren Aufklirung die Offentlichkeit ein Interesse hat.

Nach knapp iiber einem Jahr liegt eine Stellungnahme der Bun-
desanwaltschaft vor, der die Aufgabe obliegt, zu iiberpriifen, ob diese
Anzeige ausreichend begriindet, also von tatsichlichen Anhaltspunk-
ten« getragen wird.

Das Schreiben ist fiinf Seiten lang und eine einzige Weigerung, Er-
‘mitthingen aufzanehmen. Was bisher kaum jemand getan hat, macht
die Bundesanwaltschaft: Sie bestreitet die Echtheit der Dokumente.
Dann behauptet sie, dennoch alles getan zu haben, um den Vorwiir-
fen nachzugehen, mit einem darin angelegten Ende: »Mit den durch-
gefithrten Ermittlungen lieBen sich weder handelnde Personen noch
Ort, 7eit und Umstinde des in Rede stehenden Geschehens soweit

dass es den einer >Tat« im Sinne des

Prozessrechts (§264 StPO) geniigt ... Weitere derzeit erkennbare Er-

sind nicht er h oder nicht geeignet,

den Tatverdacht zu prézisieren, geschweige denn zu belegen.« (Schrei-
ben der Bundesanwaltschaft vom 15. Juni 2015)

Begriindet wird die konstatierte Aussichtslosigkeit mit der be-
rechtigten Annahme, dass die mutmaBlichen Verdichtigen nicht ko-
operieren werden, weder als Einzelpersonen, noch als Institutionen:
»Rechtshllfeersuchen in die Verelmgt.en Staaten oder nach GroB-

bnm.nmen zur des und Verant-
h sind nicht Es ist nach allgemei-
nen und ei ligigen Gepfl iten nicht damit zu

rechnen, dass die dortigen Dienststellen im konkreten Fall deutsche
Rechtshilfeersuchen erledigen. Das gilt gleithermaBen fiir die Frage
nach verantwortlichen Personen, die ggf. die Anordnung oder Durch-
fihrung der behaupteten UberwachungsmaBnahme bewirkt haben
kénnten.« (ebd.)

Auch die Frage, inwieweit deutsche Reglenmgsmllgheder Behir-
den und Gehei an der i haben
bzw. darin integriert sind, hat die Bundesanwahxchaﬂ offensichtlich
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Schilys Uberzeugung nach tréigt die Furcht vor dem Spihprogramm
Prism »teilweise wahnhafte Ziige ... Die grofite Gefahr fiir die Men-
schen gehe nicht vom US-Geheimdienst sondern >vom Terrorismus
und von der Organisierten Kriminalitiit aus, sagte Schily ... »Ich finde
manches Getise, was da im Moment zu héren ist, nicht angemessen.«
Zudem warnte er davor, mit der Diskussion Wahlkampf zu betreiben.
Die groBen Parteien hiitten nach seiner Einschétzung »bei diesem The-
ma kaum etwas zu gewinnens, sagte Schily.« (§Z, 28.7.2013)

Unter Schilys Fiihrung wurde nach 9/11 alles geregelt und verein-
bart, sowohl auf Geheimdienst- als auch auf NATO-Ebene, was Prism
und anderen rechtswidrigen Praktiken den Weg ebnete. Praktiken, die
gestern geheim waren und morgen immer noch weitgehend geheim
gehalten werden — mit Zustimmung auch jener Parteien, die im Au-
genblick die Rolle der Opposition mimen, und genau wissen, dass nur

i i i AuBen-

der der di
politike mittrigt.

Mit seiner Einmischung im Vorfeld der Bundestagswahl 2013 rich-
tete sich Schily sicherlich auch an den ehemaligen Kanzlerkandidaten
Peer Steinbriick (SPD), der der damals amtierenden Bundesregierung
eine »verdeckte AuBenpolitik« und ein »Prinzip der absichtsvollen
Ahnungslosigkeit« vorwarf. Zum Umfeld von Steinbriick gehorte auch
der zweifache AuBenminister Frank-Walter Steinmeier (20052009,
seit 2013). In der Schrider-Fischer-Schily-Regierung (1999 -~2005) war
dieser nichts weniger als Chef des Bundeskanzleramtes - und damit
oberster Dienstherr des Bundesnachrichtendienstes (BND) und des

imdi des fir V hutz (BV).
Sie wissen zusammen, dass auch ihre Empérung iiber Totaliiberwa-
- chung so theaterreif ist wie die Aussage von Bundeskanzlerin Angela
Merkel: »Deutschland ist kein Uberwachungsstaat.« (2013)
- Wenn man sich die gigantischen Erfassungs- und Uberwachungs-
in ihrer itit und i

tigt, die im gegenseitigen Einverstéindnis der nationalen Regierungen
betrieben werden, mutet die groBe Emporung derselben Regierungen
mehr als heuchlerisch an. Zumal auch dann, wenn die Uberwachung
des Internets, die Zensur etc. im Iran (mit Hilfe von Siemenstechnik),
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in Agypten oder Tiirkei als typische Zeichen autoritirer und undemo-
Kratischer Regime beklagt werden.

Das Prinzip der absichtsvollen Ahnungslosigkeit ist also nicht nur
schwarzgelb. Und wenn man das Agieren der amtierenden schwarz-
roten Regierung beobachtet, dann hat man Schwarz auf WeiB, dass

< vantische UL

thy und eine deckte AuBen-
politike, die auch im Kontext von offenen Kriegseinsiizen steht, also
d bis istische F zum Grund-

konsens aller Parteien gehéirt, die Regierungsverantwortung iiberneh-
‘men wollen.

Der »militdrisch-industrielle Komplex<

Dass die Totaliiberwachung unter Umgehung nationaler Gesetzgebun-
gen auch in Deutschland moglich gemacht wurde, belegen vertragli-
che Vereinbarungen zwischen deutschen Unternehmen und US-ame-
rikanischen Behorden. Sie belegen zugleich, dass die rechiswidrige
Totaliiberwachung nicht nur eine Doméne der schwarz-gelben bzw.
schwarz-roten Regierung ist, sondern auch unter der rot-griinen Bun-
desregierung (1998 ~2005) iiblich war.

Laut einem Vertrag zwischen der Deutschen Telekom und dem
FBI vom Anfang 2001 ist das deutsche Unternehmen in den USA
verpflichtet, ihre gesamte nationale Kommunikation iiber Rechenzen-
tren in den USA zu lenken und eine elektronische Uberwachung der
Daten technisch zu erméglichen. Dabei muss der Bonner Konzern
alles technisch Magliche leisten, um das Abgreifen der Daten fiir le-

5 Der Begriff warde durch den ehemaligen US-Prsidenten Dwight D. Eisen-
hower geprdg!, der in sciner Abschiedsrede von Januar 1961 vergebens
warnte: »Wit in den Inétiutionen der Regierung missen uns vor unbefug-
{em Tinfluss ... durch den miliirischindustriellen Komplex schiitzen. Das
Potengial fir die katastrophale Zunahme feblgeleiteter Kt ist vorhanden
und wird weiterhin bestehen. Wir dilrfen es nie zulassen, dass die Macht
dieser Kombination unsere Freiheiten oder unsere demokratischen Prozesse
gefihrdet« (gt nach: wikipedia.org)





